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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 

über Ladenöffnungs- und Verkaufszeiten

Vom 15. Mai 2019

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Gesetz über Ladenöffnungs- und Ver-
kaufszeiten vom 8. März 2007 (Nds. GVBl. S. 111), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 13. Oktober 2011 (Nds. GVBl.
S. 348), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 wird die Verweisung „§§ 4 und 5“ durch die
Verweisung „§§ 4 bis 5 a“ ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe „24. Dezember“ durch die
Angabe „24. und 31. Dezember“ ersetzt.

bb) Satz 2 erhält folgende Fassung:

„2Dies gilt, abweichend von § 4 Abs. 1, § 5 Abs. 1
und 4, auch, wenn diese Tage auf einen Sonntag
fallen.“

2. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird Nummer 4 durch die folgenden
neuen Nummern 4 und 5 ersetzt:

„4. Verkaufsstellen, die nach ihrem Sortiment auf den
Verkauf von Blumen und Pflanzen ausgerichtet
sind, sofern sich die Verkaufsstellen auf den Ver-
kauf von Blumen und Pflanzen, einschließlich eines
deren Dekoration dienenden Ergänzungsangebots
wie Bänder, Zierrat, Kerzen, Übertöpfe, in kleinen
Mengen beschränken,

a) für die Dauer von täglich drei Stunden, die au-
ßerhalb der ortsüblichen Gottesdienstzeiten lie-
gen sollten,

b) in anerkannten Ausflugsorten (Satz 2) und in
Kur-, Erholungs- und Wallfahrtsorten (Num-
mer 2) für die Dauer von täglich acht Stunden
in der Zeit vom 15. Dezember bis zum 31. Ok-
tober, mit Ausnahme des Karfreitags und des
ersten Weihnachtsfeiertags,

5. Verkaufsstellen, die nach ihrer Größe und ihrem
Sortiment auf den Verkauf von Bäckerei- und Kon-
ditorwaren in kleinen Mengen ausgerichtet sind,
für die Dauer von täglich fünf Stunden.“

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Verkauf zu den gemäß Absatz 1 Satz 1 Nrn. 2
bis 5 oder Satz 2 bestimmten Öffnungszeiten darf nur
stattfinden, wenn die Öffnungszeiten im Eingangsbe-
reich der Verkaufsstelle so angebracht worden sind, dass
sie außerhalb der Verkaufsstelle lesbar sind.“

3. § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5

Ausnahmen von der Sonntagsregelung auf Antrag

(1) 1Die zuständige Behörde kann auf Antrag zulassen,
dass die Verkaufsstellen in der Gemeinde oder in Ortsbe-
reichen über § 4 Abs. 1 hinaus an Sonntagen geöffnet wer-
den dürfen, wenn dafür

1. ein besonderer Anlass vorliegt, der den zeitlichen und
örtlichen Umfang der Sonntagsöffnung rechtfertigt,

2. ein öffentliches Interesse an der Belebung der Gemein-
de oder eines Ortsbereichs oder an der überörtlichen
Sichtbarkeit der Gemeinde besteht, welches das Inter-
esse am Schutz des Sonntags überwiegt, oder 

3. ein sonstiger rechtfertigender Sachgrund vorliegt.

2Nicht zugelassen werden dürfen Öffnungen für Palm-
sonntag, Ostersonntag, Pfingstsonntag, Volkstrauertag, To-
tensonntag und die Adventssonntage sowie für die staat-
lich anerkannten Feiertage und den 27. Dezember, wenn
er auf einen Sonntag fällt. 3In einer Gemeinde darf die Öff-
nung gemeindeweit für höchstens sechs Sonntage je Ka-
lenderjahr zugelassen werden; dabei darf die Höchstzahl
der Öffnungen in jedem Ortsbereich vier Sonntage nicht
überschreiten. 4Ist eine Gemeinde als Ausflugsort aner-
kannt, so erhöht sich die Höchstzahl nach Satz 3 Halbsatz 1
auf acht Sonntage. 5Ist nur ein Ortsbereich als Ausflugsort
anerkannt, so gilt diese höhere Höchstzahl nur für diesen
Ortsbereich. 6Die Öffnung darf für höchstens fünf Stunden
täglich zugelassen werden, die außerhalb der ortsüblichen
Gottesdienstzeiten liegen sollten.

(2) Anträge nach Absatz 1 Satz 1 können gestellt werden
von der überwiegenden Anzahl der Verkaufsstellen in
dem Gebiet, für das die Öffnung beantragt wird, und von
einer sie vertretenden Personenvereinigung. 

(3) 1Die zuständige Behörde kann für Zulassungen nach
Absatz 1 auf eine Jahresplanung hinwirken und Termine
ortsüblich bekannt machen, bis zu denen Anträge gestellt
sein sollten. 2Sie macht die nach Absatz 1 erteilten Zulas-
sungen unter Angabe der betroffenen Sonntage, der Gründe
und der betroffenen Gebiete ortsüblich bekannt. 3§ 28 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes ist anzuwenden.

(4) 1Die zuständige Behörde kann, wenn dafür ein her-
ausragender Anlass besteht, auf Antrag einer Verkaufsstelle
zulassen, dass diese an einem Sonntag im Kalenderjahr ge-
öffnet werden darf, ohne dass die Sonntagsöffnung auf die
Höchstzahlen nach Absatz 1 angerechnet wird. 2Absatz 1
Sätze 2 und 6 gilt entsprechend.“

4. Nach § 5 wird der folgende § 5 a eingefügt: 

„§ 5 a

Ausnahmen von der Sonn- und Feiertagsregelung
von Amts wegen

1Die zuständige Behörde kann zulassen, dass Verkaufs-
stellen in der Gemeinde oder in Ortsbereichen an Sonn-
und Feiertagen geöffnet werden dürfen, wenn dies im
dringenden öffentlichen Interesse erforderlich ist. 2Die Zu-
lassung kann jederzeit widerrufen werden.“

5. § 8 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Es wird die folgende neue Nummer 3 eingefügt:

„3. an Sonn- oder Feiertagen gemäß § 4 Abs. 1 öffnet,
ohne seine Öffnungszeiten gemäß § 4 Abs. 2 lesbar
angebracht zu haben,“.

b) Die bisherigen Nummern 3 bis 6 werden Nummern 4
bis 7.

6. § 9 erhält folgende Fassung:

„§ 9

Übergangsvorschriften
1Zulassungen, die nach § 5 Abs. 1 in der bis zum 30. Juni

2019 geltenden Fassung erteilt worden sind, sind unwirk-
sam, soweit sie sich auf Sonn- und Feiertage nach dem
31. Dezember 2019 beziehen. 2Für die Bestimmung von
verkaufsoffenen Sonn- und Feiertagen im Jahr 2019 ist § 5
in der bis zum 30. Juni 2019 geltenden Fassung weiter an-
zuwenden.“

7. § 10 wird gestrichen. 
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Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2019 in Kraft.

Hannover, den 15. Mai 2019

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
über dienstrechtliche Vorschriften 

für landesunmittelbare Sozialversicherungsträger
(DRSVG)

Vom 15. Mai 2019

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Aufstellung von Dienstordnungen

Landesunmittelbare Körperschaften des öffentlichen Rechts
im Bereich der Sozialversicherung haben bei Aufstellung ihrer
Dienstordnungen

1. den Rahmen des Niedersächsischen Besoldungsgesetzes
(NBesG), insbesondere das für die Landesbeamtinnen und
Landesbeamten geltende Besoldungs- und Stellengefüge,
einzuhalten und

2. alle weiteren Geld- und geldwerten Leistungen sowie die
Versorgung im Rahmen und nach den Grundsätzen der für
die Landesbeamtinnen und Landesbeamten geltenden Be-
stimmungen zu regeln.

§ 2

Obergrenzen für Beförderungsämter
1Das für Soziales zuständige Ministerium wird ermächtigt,

im Einvernehmen mit dem Finanzministerium durch Verord-
nung für landesunmittelbare Körperschaften des öffentlichen
Rechts im Bereich der Sozialversicherung Vorschriften über
Obergrenzen für Beförderungsämter entsprechend § 24 Abs. 3
NBesG zu erlassen, soweit Besonderheiten in der Größe oder
im Aufbau der Verwaltung, in der Art der Verwaltungsauf-
gaben und in der Zusammensetzung des Personals dies erfor-
dern. 2In der Verordnung kann auch bestimmt werden, dass
die für dauernd beschäftigte, nicht dienstordnungsmäßig an-
gestellte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer eines Dienst-
herrn ausgebrachten gleichwertigen Stellen mit der Maßgabe
in die Berechnungsgrundlage der jeweiligen Obergrenze ein-
bezogen werden können, dass eine entsprechende Anrech-
nung auf die jeweiligen Stellen für Beförderungsämter erfolgt.

§ 3

Zuordnung der Dienstposten
der Geschäftsführerinnen und Geschäftsführer 

der landesunmittelbaren Unfallversicherungsträger
1Die Dienstposten der Geschäftsführerinnen und Geschäfts-

führer sowie ihrer Stellvertretungen der landesunmittelbaren
Unfallversicherungsträger sind jeweils einer Besoldungsgruppe
der Niedersächsischen Besoldungsordnungen A und B nach

näherer Bestimmung der Sätze 2 bis 4 zuzuordnen. 2Für die
Zuordnung der Dienstposten der Geschäftsführerinnen und
Geschäftsführer gilt folgender Rahmen:

3Bei der Zuordnung zu einer Besoldungsgruppe sind der Auf-
gabenbereich und die Größe der Körperschaft, insbesondere
deren Mitgliederzahl, die Zahl der Leistungsfälle, das Haus-
haltsvolumen sowie die gesetzlichen Einstufungen von Ge-
schäftsführerinnen und Geschäftsführern anderer Sozialversi-
cherungsträger zu beachten. 4Der Dienstposten der stellver-
tretenden Geschäftsführerin oder des stellvertretenden Ge-
schäftsführers ist einer Besoldungsgruppe zuzuordnen, die
mindestens eine Besoldungsgruppe niedriger ist als die, der
der Dienstposten der Geschäftsführerin oder des Geschäfts-
führers zugeordnet ist.

§ 4

Aufwandsentschädigungen

Für die dienstordnungsmäßig Angestellten der landesunmit-
telbaren Körperschaften des öffentlichen Rechts im Bereich der
Sozialversicherung gilt § 20 Abs. 1, 3 und 4 NBesG entspre-
chend.

§ 5

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft. 2Gleichzeitig tritt das Gesetz zur Zusammenfassung und
Änderung besoldungs- und anderer dienstrechtlicher Vor-
schriften vom 27. März 1990 (Nds. GVBl. S. 115), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 19 Nr. 2 des Gesetzes vom 20. Dezember
2016 (Nds. GVBl. S. 308), außer Kraft.

Hannover, den 15. Mai 2019

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l

Besoldungsgruppen

Braunschweigischer Gemeinde-
Unfallversicherungsverband,
Gemeinde-Unfallversicherungsverband 
Oldenburg,
Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen A 14, A 15, A 16

Gemeinde-Unfallversicherungsverband 
Hannover,
Landesunfallkasse Niedersachsen A 16, B 2, B 3.
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G e s e t z
zur Änderung des Niedersächsischen Abfallgesetzes

Vom 15. Mai 2019

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersächsische Abfallgesetz in der Fassung vom
14. Juli 2003 (Nds. GVBl. S. 273), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 2. März 2017 (Nds. GVBl. S. 48,
119), wird wie folgt geändert:

1. Dem § 6 Abs. 1 wird der folgende Satz 7 angefügt:

„7Die in den Sätzen 1 bis 3 genannten öffentlich-rechtli-
chen Entsorgungsträger sind keine öffentlich-rechtlichen
Entsorgungsträger im Sinne des § 95 Abs. 4 des Strahlen-
schutzgesetzes.“

2. § 42 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort „Elektronikgeräte-
gesetzes“ ein Komma und die Worte „des Verpackungs-
gesetzes“ eingefügt.

b) Nach Absatz 5 wird der folgende Absatz 5 a eingefügt:

„(5 a) 1Die Landesregierung kann der Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen durch Verordnung

1. Aufgaben nach der Klärschlammverordnung sowie

2. Aufgaben nach unmittelbar anzuwendenden Rechts-
akten der Europäischen Union zur grenzüberschrei-
tenden Verbringung von Abfällen, dem Abfallver-
bringungsgesetz und den aufgrund des Abfallver-
bringungsgesetzes erlassenen Verordnungen

als staatliche Aufgaben zur Erfüllung nach Weisung
übertragen, wenn dies zur sachgerechten Erfüllung der
Aufgaben erforderlich ist. 2Bei der Anwendung des § 31
des Gesetzes über die Landwirtschaftskammer Nieder-
sachsen (LwKG) gelten die Aufgaben nach Satz 1 als
Aufgaben im Sinne des § 2 Abs. 6 LwKG.“

3. § 45 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und darin wer-
den die Worte „der abfallrechtlichen Vorschriften
der Europäischen Gemeinschaft,“ gestrichen, nach
dem Wort „Elektronikgerätegesetzes“ ein Komma

und die Worte „des Verpackungsgesetzes, der
Rechtsvorschriften der Europäischen Union zum
Abfallrecht“ eingefügt und das Wort „Rechtsvor-
schriften“ durch das Wort „Verordnungen“ ersetzt.

bb) Es werden die folgenden Sätze 2 bis 4 angefügt:

„2Die Behörden und Stellen nach Satz 1 dürfen
personenbezogene Daten an die für die Überwa-
chung der Einhaltung der düngerechtlichen Vor-
schriften zuständigen Behörden übermitteln, so-
weit dies zur Erfüllung der Aufgaben der für die
Überwachung der Einhaltung der düngerechtli-
chen Vorschriften zuständigen Behörden erforder-
lich ist. 3Die Behörden und Stellen nach Satz 1
dürfen die für die Überwachung der Einhaltung
der düngerechtlichen Vorschriften zuständigen
Behörden um die Übermittlung personenbezoge-
ner Daten ersuchen und die ihr daraufhin übermit-
telten personenbezogenen Daten verarbeiten,
soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-
lich ist. 4Die nach Landesrecht für die Überwa-
chung der Einhaltung der düngerechtlichen Vor-
schriften zuständigen Behörden übermitteln den
Behörden und Stellen nach Satz 1 auf ein Ersu-
chen nach Satz 3 personenbezogene Daten, die sie
im Rahmen der Überwachung gewonnen haben,
soweit dies zur Erfüllung der Aufgaben der Behör-
den und Stellen nach Satz 1 erforderlich ist.“

b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte „der abfallrecht-
lichen Vorschriften der Europäischen Gemeinschaft,“
gestrichen, nach dem Wort „Elektronikgerätegesetzes“
ein Komma und die Worte „des Verpackungsgesetzes,
der Rechtsvorschriften der Europäischen Union zum
Abfallrecht“ eingefügt und das Wort „Rechtsvorschrif-
ten“ durch das Wort „Verordnungen“ ersetzt.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.

Hannover, den 15. Mai 2019

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages

Gabriele  A n d r e t t a

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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V e r o r d n u n g
über die Schiedsstelle nach § 36 des Pflegeberufegesetzes

für das Land Niedersachsen
(SchVO-PflBG)

Vom 8. Mai 2019

Aufgrund des § 36 Abs. 5 Satz 1 Halbsatz 1 des Pflegebe-
rufegesetzes vom 17. Juli 2017 (BGBl. I S. 2581) wird verord-
net:

§ 1

Bestellung der Mitglieder der Schiedsstelle

(1) Zum vorsitzenden Mitglied der Schiedsstelle nach § 36
des Pflegeberufegesetzes (PflBG) und zu seiner Stellvertreterin
oder seinem Stellvertreter kann bestellt werden, wer

1. die Befähigung zum Richteramt oder für die Laufbahn der
Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung Allgemeine Dienste,
die den Zugang für das zweite Einstiegsamt eröffnet, besitzt
und

2. weder entgeltlich noch ehrenamtlich bei einer Organisation
tätig ist oder in den letzten zwei Jahren war, deren Interes-
sen durch das Ergebnis eines Schiedsverfahrens berührt
werden.

(2) 1Von den drei Vertreterinnen oder Vertretern der Kran-
ken- und Pflegekassen wird je eine Person durch die Landes-
verbände der Krankenkassen in Niedersachsen, die Landes-
verbände der Pflegekassen in Niedersachsen und den Landes-
ausschuss des Verbandes der Privaten Krankenversicherung
e. V. bestellt. 2Die beiden Vertreterinnen oder Vertreter der
Krankenhäuser werden durch die Niedersächsische Kranken-
hausgesellschaft e. V. bestellt. 3Die Vertreterin oder der Ver-
treter der ambulanten Pflegedienste wird durch die Landes-
arbeitsgemeinschaft der Verbände der Privaten Pflegeeinrich-
tungen in Niedersachsen bestellt. 4Die Vertreterin oder der
Vertreter der stationären Pflegeeinrichtungen wird durch die
Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege in
Niedersachsen bestellt. 5Die Vertreterin oder der Vertreter des
Landes wird gemeinsam durch das für Soziales zuständige
Ministerium und das Kultusministerium bestellt.

(3) Von den vier Vertreterinnen oder Vertretern der Interes-
sen der Pflegeschulen in Niedersachsen werden

1. zwei Personen durch die Niedersächsische Krankenhaus-
gesellschaft e. V.,

2. eine Person durch die Arbeitsgemeinschaft der kommuna-
len Spitzenverbände Niedersachsens und

3. eine Person gemeinsam durch den VDP — Verband Deut-
scher Privatschulen Niedersachsen-Bremen e. V. — und
die Landesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrts-
pflege in Niedersachsen

bestellt.

(4) 1Für jedes Mitglied nach den Absätzen 2 und 3 werden
zwei Personen zu stellvertretenden Mitgliedern bestellt. 2Die
Absätze 2 und 3 gelten für die Bestellung zu stellvertretenden
Mitgliedern entsprechend.

(5) 1Wird eine Frau zum vorsitzenden Mitglied bestellt, so soll
für die Stellvertretung ein Mann bestellt werden; wird ein Mann
zum vorsitzenden Mitglied bestellt ist, so soll für die Stellver-
tretung eine Frau bestellt werden. 2Unter den Mitgliedern nach
Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Nr. 1 sollen jeweils eine Frau
und ein Mann sein. 3Unter den zwei stellvertretenden Mitglie-
dern nach Absatz 4 sollen eine Frau und ein Mann sein.

(6) 1Die Bestellung erfolgt durch schriftliche Erklärung gegen-
über der Geschäftsstelle. 2Das Losverfahren nach § 36 Abs. 2
Satz 4 PflBG wird von der Geschäftsstelle durchgeführt. 3Aus-
gelost werden kann nur eine Person, die eine beteiligte Orga-
nisation der Geschäftsstelle vorgeschlagen hat. 4Die Geschäfts-

stelle unterrichtet die beteiligten Organisationen über die
Zusammensetzung der Schiedsstelle sowie die Mitglieder und
die stellvertretenden Mitglieder über ihre Bestellung.

§ 2

Geschäftsstelle

1Die Schiedsstelle erhält eine Geschäftsstelle beim Landes-
amt für Soziales, Jugend und Familie. 2Die Geschäftsstelle führt
die Geschäfte der Schiedsstelle, soweit nicht das vorsitzende
Mitglied der Schiedsstelle zuständig ist.

§ 3

Amtszeit

1Die Amtszeit der Mitglieder und der stellvertretenden Mit-
glieder der Schiedsstelle beginnt jeweils am 1. Mai und dauert
vier Jahre. 2Die erste Amtszeit beginnt am 1. Mai 2019.

§ 4

Abberufung und Amtsniederlegung

(1) 1Das vorsitzende Mitglied und seine Stellvertreterin oder
sein Stellvertreter können von den beteiligten Organisationen
gemeinsam durch schriftliche Erklärung gegenüber der Ge-
schäftsstelle abberufen werden. 2Die Abberufung wird erst wirk-
sam, wenn eine neue Person bestellt worden ist.

(2) 1Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder nach § 1
Abs. 2 bis 4 können von der bestellenden Organisation oder
von den bestellenden Organisationen gemeinsam durch schrift-
liche Erklärung gegenüber der Geschäftsstelle abberufen wer-
den. 2Die Abberufung wird erst wirksam, wenn eine neue
Person bestellt worden ist.

(3) 1Jedes Mitglied und jedes stellvertretende Mitglied kann
sein Amt durch schriftliche Erklärung gegenüber der Organi-
sation oder den Organisationen, durch die es bestellt wurde,
niederlegen. 2Die Organisationen unterrichten die Geschäfts-
stelle unverzüglich über die Niederlegung. 3Wird für das vor-
sitzende Mitglied oder seine Stellvertreterin oder seinen Stell-
vertreter nicht innerhalb von zwei Monaten nach der Nieder-
legung oder dem Versterben eine neue Person bestellt, so sind
§ 36 Abs. 2 Satz 4 PflBG und § 1 Abs. 6 Sätze 2 und 3 entspre-
chend anzuwenden.

(4) 1Scheidet ein Mitglied oder stellvertretendes Mitglied
aus, so wird das nachfolgende Mitglied oder stellvertretende
Mitglied für die restliche Amtszeit bestellt. 2§ 1 Abs. 6 Satz 4
gilt entsprechend.

§ 5

Einleitung des Schiedsverfahrens

(1) 1Das Schiedsverfahren wird durch schriftlichen Antrag
bei der Schiedsstelle eingeleitet. 2Im Antrag sind anzugeben

1. die Parteien,

2. die Gegenstände, über die bisher eine Einigung nicht er-
zielt werden konnte, und der Sachstand sowie

3. Nachweise und sonstige Unterlagen, die bisher in die Ver-
handlungen eingebracht worden sind.

(2) 1Die Frist nach § 30 Abs. 2 und § 31 Abs. 3 PflBG be-
ginnt mit Vorliegen des vollständigen Antrags. 2Die antragstel-
lende Partei erhält, wenn der Antrag vollständig ist, eine Ein-
gangsbestätigung unter Angabe des Datums, an dem der An-
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trag vollständig vorlag. 3Die Geschäftsstelle leitet die Antrags-
schrift den anderen Parteien unter Mitteilung der vom vor-
sitzenden Mitglied für die Erwiderung bestimmten Frist zu.

§ 6

Schiedsverfahren

(1) Die Schiedsstelle entscheidet aufgrund nicht öffentlicher
mündlicher Verhandlung durch Beschluss.

(2) 1Die mündliche Verhandlung wird vom vorsitzenden
Mitglied vorbereitet und geleitet. 2Es legt Ort, Zeit und Tages-
ordnung der mündlichen Verhandlung fest. 3Die Parteien sind
rechtzeitig zu laden. 4Eine Verhandlung in Abwesenheit der
Parteien ist nur zulässig, wenn in der Ladung hierauf hinge-
wiesen wurde.

(3) 1Bei Schiedsverfahren zu den Pauschalen der Pflege-
schulen nach § 30 PflBG und bei Schiedsverfahren zu den in-
dividuellen Pflegebudgets der Pflegeschulen nach § 31 Abs. 3
PflBG ist der Termin der mündlichen Verhandlung den Mit-
gliedern nach § 1 Abs. 2 Sätze 1 und 5 und Abs. 3 und bei den
übrigen Schiedsverfahren den Mitgliedern nach § 1 Abs. 2
rechtzeitig mitzuteilen. 2Ist ein Mitglied an der Teilnahme an
der mündlichen Verhandlung gehindert, so teilt es dies der
Geschäftsstelle unverzüglich mit und benennt das stellvertre-
tende Mitglied, das an seiner Stelle an der mündlichen Ver-
handlung teilnehmen wird.

(4) 1Die mündliche Verhandlung kann bei Schiedsverfahren
zu den Pauschalen der Pflegeschulen nach § 30 PflBG und bei
Schiedsverfahren zu den individuellen Pflegebudgets der Pfle-
geschulen nach § 31 Abs. 3 PflBG nur durchgeführt werden,
wenn das vorsitzende Mitglied, mindestens zwei der nach § 1
Abs. 2 Sätze 1 und 5 bestellten Mitglieder und mindestens
zwei der nach § 1 Abs. 3 bestellten Mitglieder oder deren
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter anwesend sind. 2Bei
den übrigen Schiedsverfahren müssen das vorsitzende Mit-
glied, mindestens zwei der nach § 1 Abs. 2 Sätze 1 und 5 be-
stellten Mitglieder und mindestens zwei der nach § 1 Abs. 2
Sätze 2 bis 4 bestellten Mitglieder oder deren Stellvertreterin-
nen oder Stellvertreter anwesend sein.

(5) 1Die Stellvertreterin oder der Stellvertreter des vorsitzen-
den Mitglieds und die stellvertretenden Mitglieder nach § 1
Abs. 4 können an den Verhandlungen als Zuhörerinnen und
Zuhörer teilnehmen, an denen sie im Fall der Verhinderung
des Mitglieds, für das sie als Stellvertreterin oder Stellvertreter
bestellt sind, teilzunehmen hätten. 2Weitere Zuhörerinnen und
Zuhörer können vom vorsitzenden Mitglied zugelassen wer-
den. 3Auf Verlangen des vorsitzenden Mitglieds nimmt eine Mit-
arbeiterin oder ein Mitarbeiter der Geschäftsstelle als Schrift-
führerin oder Schriftführer an der Verhandlung teil.

(6) 1Für die Beschlussfähigkeit der Schiedsstelle gilt Absatz 4
entsprechend. 2Stimmübertragung und Stimmenthaltung sind
nicht zulässig.

(7) 1Über den wesentlichen Inhalt der mündlichen Verhand-
lung und die Beschlüsse ist eine Niederschrift zu fertigen, die
von dem vorsitzenden Mitglied und im Fall des Absatzes 5

Satz 3 auch von der Schriftführerin oder dem Schriftführer zu
unterzeichnen ist. 2Die Niederschrift muss

1. den Ort und den Tag der mündlichen Verhandlung und
der Beschlussfassung sowie die Dauer der mündlichen Ver-
handlung nennen,

2. die Namen der Personen, die bei der mündlichen Verhand-
lung und der Beschlussfassung anwesend waren, enthalten,

3. den behandelten Verfahrensgegenstand und die gestellten
Anträge nennen,

4. die gefassten Beschlüsse wiedergeben und

5. die Begründung der Entscheidung enthalten.
3Die Niederschrift ist den Parteien mit einer Rechtsbehelfsbe-
lehrung betreffend die Entscheidung zuzustellen.

§ 7

Entschädigung

1Das vorsitzende Mitglied und dessen Stellvertreterin oder
Stellvertreter erhalten von der Schiedsstelle

1. jeweils eine jährliche Aufwandsentschädigung in Höhe von
500 Euro,

2. für jede Entscheidung der Schiedsstelle eine Aufwands-
entschädigung in Höhe von 1 000 Euro und

3. für die Teilnahme an der mündlichen Verhandlung eine
Erstattung der Barauslagen nach den für Landesbeamtin-
nen und Landesbeamte geltenden Rechtsvorschriften.

2Haben sowohl das vorsitzende Mitglied als auch seine Stell-
vertreterin oder sein Stellvertreter am Schiedsverfahren mit-
gewirkt, so ist die Aufwandsentschädigung nach Satz 1 Nr. 2
entsprechend dem Zeitaufwand aufzuteilen. 3Satz 1 Nr. 3 gilt
nicht für die Teilnahme als Zuhörerin oder Zuhörer nach § 6
Abs. 5 Satz 1. 4Ansprüche sind bei der Geschäftsstelle geltend
zu machen.

§ 8

Verfahrensgebühr, Kostenaufstellung

(1) Eine Verfahrensgebühr wird nicht erhoben.

(2) 1Die Geschäftsstelle legt den Kostenträgern nach § 36
Abs. 5 Satz 2 PflBG jährlich bis zum 31. März für das Vorjahr
eine Aufstellung über die entstandenen Kosten der Schieds-
stelle, einschließlich der Kosten für den Betrieb der Geschäfts-
stelle, die von den Kostenträgern geleisteten Zahlungen sowie
den auf jeden Kostenträger entfallenden Anteil vor. 2Die Kos-
tenträger treffen im Benehmen mit der Geschäftsstelle Rege-
lungen zur Zahlungsweise.

§ 9

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 8. Mai 2019

Die Niedersächsische Landesregierung

W e i l R e i m a n n
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B e k a n n t m a c h u n g
über die Aufhebung der Befristung der Experimentierklausel

nach § 10 a des Glücksspielstaatsvertrages in der Fassung
des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages

Nach § 35 Abs. 1 des Glücksspielstaatsvertrages (GlüStV) in
der Fassung des Ersten Glücksspieländerungsstaatsvertrages
vom 15. Dezember 2011 (Nds. GVBl. 2012 S. 190, 196) kann die
Ministerpräsidentenkonferenz mit mindestens 13 Stimmen die
Befristung der Experimentierklausel in § 10 a Abs. 1 GlüStV
aufheben.

Die Ministerpräsidentenkonferenz hat im Umlaufverfahren,
welches am 18. April 2019 abgeschlossen wurde, einstimmig
den Beschluss gefasst, die Befristung der Experimentierklau-
sel in § 10 a Abs. 1 GlüStV aufzuheben.

Hannover, den 3. Mai 2019

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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